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6. XII. 17 
V IIIZ R  246/16

a) Für die Untersuchungsobliegenheit nach § 377 Abs. 1 
H G B  ist darauf abzustellen, welche in den Rahmen eines 
ordnungsgemäßen Geschäftsgangs fallenden Maßnahmen ei­
nem ordentlichen Kaufmann im konkreten Einzelfall unter 
Berücksichtigung auch der schutzwürdigen Interessen des 
Verkäufers zur Erhaltung seiner Gewährleistungsrechte zu­
gemutet werden können. Dabei ist einerseits zu berücksichti­
gen, dass die Vorschriften über die Mängelrüge in erster Linie 
den Interessen des Verkäufers dienen, der nach Möglichkeit 
davor geschützt werden soll, sich längere Zeit nach der Lie­
ferung oder nach der Abnahme der Sache etwaigen, dann nur 
schwer feststellbaren oder durch die Untersuchung vermeid­
baren Gewährleistungsansprüchen ausgesetzt zu sehen. An­
dererseits dürfen die Anforderungen an eine ordnungsgemäße 
Untersuchung nicht überspannt werden, weil ansonsten der 
Verkäufer, aus dessen Einflussbereich der Mangel kommt, in 
die Lage versetzt werden könnte, das aus seinen eigenen feh­
lerhaften Leistungen herrührende Risiko über das Erfordernis 
der Mängelrüge auf den Käufer abzuwälzen. Anhaltspunkte 
für die Grenzen der Zumutbarkeit bilden vor allem der für 
eine Überprüfung erforderliche Kosten- und Zeitaufwand, die 
dem Käufer zur Verfügung stehenden technischen Prüfungs­
möglichkeiten, das Erfordernis eigener technischer Kenntnis­
se für die Durchführung der Untersuchung beziehungsweise 
die Notwendigkeit, die Prüfung von Dritten vornehmen zu 
lassen.
b) Die von § 377 Abs. 1 H G B  geforderte Untersuchung muss 
nicht von derartigem Umfang und solcher Intensität sein, dass 
sie nach Art einer »Rundum-Untersuchung« alle irgendwie in 
Betracht kommenden Mängel der Ware erfasst.
c) Für die schlüssige Darstellung eines Handelsbrauchs ge­
nügt nicht die bloße Behauptung, in einem bestimmten Ge­
schäftsbereich werde üblicherweise etwas in einer bestimm­
ten Weise gehandhabt. Unerlässlich ist vielmehr der Vortrag 
konkreter Anknüpfungstatsachen, die den Schluss auf eine in 
räumlicher, zeitlicher und personeller Hinsicht ausreichende 
einheitliche, auf Konsens der beteiligten Kreise hindeutende 
Verkehrsübung in Bezug auf einen bestimmten Vorgang zu­
lassen.
d) Art und Umfang einer gebotenen Untersuchung können 
durch A G B zwar in bestimmter Weise, etwa hinsichtlich der 
zu untersuchenden Eigenschaften und der dabei vorzugsweise 
anzuwendenden Methoden, konkretisiert und gegebenenfalls 
auch generalisiert werden, sofern dies durch die Umstände 
veranlasst oder durch eine in dieser Richtung verlaufende 
Verkehrsübung vorgezeichnet ist und die Konkretisierung 
oder Generalisierung eine hinreichende Rücksichtnahme auf 
die beiderseitigen Interessen erkennen lässt. Unangemessen 
benachteiligend ist es aber, wenn die Klausel ohne nähere D if­
ferenzierung nach Anlass und Zumutbarkeit stets eine voll­
ständige Untersuchung der Ware auf ein Vorhandensein aller 
nicht sofort feststellbarer Mängel fordert und keinen Raum 
für Abweichungen lässt, in denen eine Untersuchung vernünf­
tigerweise unangemessen ist oder dem Käufer sonst billiger­
weise nicht mehr zugemutet werden kann.
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8.
6. X II. 17 
X IIZ R  95/16

9.
7. X II. 17 
VII ZR  101/14

e) Mit dem Zweck der Untersuchungsobliegenheit, eine im 
Falle der Mangelhaftigkeit erforderliche Mängelrüge vorzu­
bereiten, also etwaige Mängel zu erkennen und über die dabei 
gewonnenen Erkenntnisse eine danach gebotene Mängelrüge 
hinreichend konkret zu formulieren, ist es nicht zu vereinba­
ren, dem Käufer in A G B die Untersuchung der Ware durch 
einen neutralen Sachverständigen vorzuschreiben.............. .....  72

a) D as Vermicterpfandrecht umfasst auch Fahrzeuge des Mie­
ters, die auf dem gemieteten Grundstück regelmäßig abgestellt 
werden.
b) Das Pfandrecht erlischt, wenn das Fahrzeug für die Durch­
führung einer Fahrt von dem Mietgrundstück -  auch nur vo­
rübergehend -  entfernt wird. Es entsteht neu, wenn das Fahr­
zeug später wieder auf dem Grundstück abgestellt wird......... 92

a) Nach Art. 39 Abs. 1 des Wiener Übereinkommens der Ver­
einten Nationen über Verträge übei den internationalen Wa­
renverkauf (CISG ) obliegt es dem Käufer, einen Mangel der 
Ware innerhalb angemessener Frist anzuzeigen. Diese Oblie­
genheit besteht nach Art. 3 Abs. 2 C ISG  nicht bei Verträgen, 
bei denen der überwiegende Teil der Pflichten der Partei, die 
die Ware liefert, in der Ausführung von Arbeiten oder anderen 
Dienstleistungen besteht. Ein »Überwiegen« ist bereits anzu­
nehmen, wenn aus der für den Lieferanten erkennbaren Sicht 
des Erwerbers die »Arbeiten und anderen Dienstleistungen« 
im Mittelpunkt stehen, und zwar unabhängig davon, ob der 
Wert dieser Leistung den Wert der Waren erreicht. Entschei­
dend ist, dass nach dem Vertragsinhalt die Beschaffung von 
Material zur Verwirklichung des Hauptzwecks nur nebenbei 
geschuldet wird, was bei Anlagelieferverträgen häufig gegeben 
sein dürfte.
b) Technische Anlagen (hier: industrielle Anlage zur Produk­
tion von Kartoffelchips) können selbst als Bauwerk im Sinne 
des Verjährungsrechts zu qualifizieren sein. Das setzt voraus, 
dass die technische Anlage mit dem Erdboden unmittelbar 
oder mittelbar über ein Gebäude fest verbunden ist, ohne dass 
es sich um wesentliche Bestandteile (§§ 93, 94 BG B) handeln 
muss. Es genügt eine Verbindung der Anlage mit dem Erd­
boden oder dem Gebäude allein durch ihr Gewicht, so dass 
eine Trennung nur mit einem größeren Aufwand möglich ist. 
Schließlich muss eine dauernde Nutzung der technischen An­
lage beabsichtigt sein. Für die Beurteilung dieser Vorausset­
zungen ist entscheidend darauf abzustellen, ob Vertragszweck 
die Erstellung einer größeren ortsfesten Anlage mit den spezi­
fischen Bauwerksrisiken ist, die der gesetzlichen Regelung zur 
langen Verjährungsfrist zugrunde liegen.
c) Nach Unterbrechung eines Rechtsstreits wegen Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens über das Vermögen der beklagten 
Partei kann die Klagepartei den Rechtsstreit hinsichtlich ei­
ner Widerklage als Passivprozess aufnehmen, wenn sic den 
Widerklagcabweisungsantrag mit einem Zahlungsantrag aus
§ 717 Abs. 2 ZPO  verbindet...................... ...................... .......... . 103
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13. X II. 17 
X IIZ B  488/16

a) § 1379 BG B regelt die Auskunftspflicht im Zugewinnaus- 
gleichsverfahren umfassend; daneben ist für einen Auskunfts­
anspruch aus § 242 BG B kein Raum.
b) Begehrt ein Ehegatte im Fall einer verfrühten Stellung des 
Scheidungsantrags durch den anderen Ehegatten Auskunft 
zu einem gesetzlich nicht geregelten Stichtag, so hat er einen 
besonderen Ausnahmefall darzulegen, der es rechtfertigt, die 
Stichtage des Gesetzes zu modifizieren. Dieser ist gegeben, 
wenn das sich ohne eine solche Korrektur ergebende Ergebnis 
grob unbillig erscheint und die Gewährung des Ausgleichsan­
spruchs in der vom Gesetz vorgesehenen Art und Weise dem 
Gerechtigkeitsempfinden in unerträglicher Weise widerspre­
chen würde.
c) Der Auskunftsberechtigte hat konkrete Tatsachen vorzu­
tragen, die ein ausnahmsweises Abweichen vom gesetzlichen 
Stichtag notwendig machen............................................................. 119


